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«Die derzeitige totale Blockade
hat schon fast genozidale Ausmasse»
Franco Cavalli hat mit Gesinnungsgenossen Hilfsgüter nach Kuba gebracht – der frühere SP-Fraktionschef steht weiterhin zum Regime

Herr Cavalli, Sie haben vor einigen Ta-
gen am «Nuestra América Convoy» teil-
genommen, der Hilfsgüter nach Kuba
brachte. Warum sind Sie nicht mit den
Schiffen mitgefahren, sondern haben
den bequemen Weg mit dem Flugzeug
gewählt?
Ich werde leider schon auf dem Lago
Maggiore seekrank, darum meide ich
Schiffe. Ausserdem hatte ich nicht so
viel Zeit.

Sie sind Präsident der NGO Medicuba
Europa.Was haben Sie zur humanitären
Hilfe beigetragen?
Wir haben 10 000 Euro für den Kon-
voi gespendet, und ich habe zwei Koffer
mit teuren Krebsmedikamenten aus der
Schweiz mitgeschleppt. Diese musste
ich übrigens in Cash bezahlen, weil eine
Bankzahlung wegen des Embargos nicht
möglich war.

Es gibt Zweifel, ob die 14 Tonnen
Lebensmittel sowie die Medikamente
oder die Sonnenkollektoren wirklich
bei der notleidenden Bevölkerung an-
gekommen sind.
Mit Sicherheit weiss ich, dass zwei Spi-
täler dringend benötigte Medikamen-
tenlieferungen bekommen haben, da
war ich dabei. Natürlich kann man
nie ausschliessen, dass korrupte Behör-
den einen Teil der Lieferungen abzwei-
gen und auf dem Schwarzmarkt ver-
kaufen. Aber die Regierung weiss ge-
nau, wie verzweifelt und unzufrieden
die Bevölkerung ist. Deshalb gehe ich
davon aus, dass sie im eigenen Inter-
esse dafür gesorgt hat, dass die Hilfs-
mittel ankommen.

Wie haben Sie die humanitäre Lage
wahrgenommen?
Ich war 1986 zum ersten Mal auf Kuba
und bin seither rund vierzig Mal dort-
hin gereist. Nach dem Zusammenbruch
der UdSSR gab es zu Beginn der neun-

ziger Jahre eine schwere Krise, aber so
schlimm wie jetzt war es damals nicht.
Die Lage ist äusserst prekär. Lebens-
mittel und Medikamente sind knapp,
der öffentliche Verkehr ist aus Man-
gel an Treibstoff zusammengebrochen.
Die Krankenschwestern arbeiten drei
Tage am Stück und schlafen im Spi-
tal, damit sie nicht jedes Mal zu Fuss
nach Hause gehen müssen. Strom gibt
es nur für ein paar Stunden.

Sie und andere Teilnehmer des Konvois
stiegen jedoch im 5-Sterne-Hotel Nacio-
nal ab, das jederzeit mit Strom versorgt
wird, während die Bevölkerung im Dun-
keln sitzt.
Das stimmt. Wir haben aber alle die
Unterkunft selbst bezahlt.Die einfache-
ren Hotels sind derzeit geschlossen,
weil sie keine eigenen Stromgenerato-
ren haben. Und der Standard im Hotel
Nacional würde in der Schweiz eher
einem 3,5-Sterne-Hotel entsprechen.

Es gab auch Protestaktionen in Kuba
und Kritik, dass Sie die nützlichen Idio-
ten des Regimes seien. Können Sie das
nachvollziehen?
Nein. Kuba ist das Opfer des längsten
Embargos der Weltgeschichte. Die der-
zeitige totale Blockade hat schon fast
genozidale Ausmasse, dieser Ölwürge-
griff ist kriminell. Das kann man nicht
einfach so hinnehmen. Wir haben ja
auch keine Waffen gebracht, sondern
humanitäre Güter.

Trotzdem: Kritiker sagen, der Konvoi
sei bloss eine Propagandamasche, um
von den anhaltenden Bürgerprotesten
gegen Hunger und Energiemangel ab-
zulenken.
Ach was. Die Initiative wurde von Pro-
gressive International aufgegleist, und
das ziemlich spontan und chaotisch. Ich
sprach mit dem kubanischen Aussen-

minister in Genf darüber und hatte den
Eindruck, dass die Regierung selbst an-
fänglich nicht so begeistert von der Idee
einer Hilfsflotte war.

Warum nicht?
Der Begriff «flotilla» ist in Kuba ge-
bräuchlich für Schiffe, die von Florida
aus übersetzen.Sowie imFebruar,als ein
Schnellboot mit Bewaffneten gestoppt
wurde. Die Regierung hatte auch Mühe
mit den Parallelen zur Palästina-Flotille
und bestand darauf,dass inKuba,anders
als in Gaza, eine voll funktionsfähige
Regierung am Werk ist. Wir haben den
Namen deshalb auf «convoy» geändert.

Die Leute, die auf den Schiffen fuhren,
hatten neben Kuba- auch Palästina-
Flaggen dabei. Was soll das?
Auch wenn die Situation in Kuba nicht
ganz so schlimm ist wie in Gaza, so sind
die Parallelen doch offensichtlich. An
beiden Orten zeigen sich die schlimms-
ten Auswirkungen des amerikanischen
Imperialismus, mit Trump und Netan-
yahu als Speerspitzen. Ich finde es übri-
gens schön, dass die jungen Progressi-
ven nun Kuba für sich entdeckt haben.
Bis vor ein paar Jahren war die Soli-
darität mit dem Land vor allem eine
Sache von älteren Menschen wie mir,
die seit den Zeiten von Fidel Castro
und Che Guevara emotional mit Kuba
verbunden waren.

Wieso sind Sie so überzeugt, dass die
Lage von Kuba vor allem eine Folge
des bösen amerikanischen Imperialis-
mus ist – und nicht einfach eine Folge
typischer sozialistischer Misswirtschaft?
Natürlich hat die kubanische Regie-
rung auch Fehler gemacht, so hat sie
wirtschaftliche Reformen nicht schnell
genug vorangetrieben. Es gibt Korrup-
tion und eine überbordende Bürokra-
tie, damit hatten wir auch mit unseren
Hilfsprojekten immer wieder zu kämp-
fen. Aber die grossen Probleme des
Landes sind zu 90 Prozent auf die seit
60 Jahren anhaltende Blockade durch
die USA zurückzuführen. Diese hat
Kuba Hunderte von Milliarden Dollar
gekostet. Kein Wunder, ist der Lebens-
standard heute nicht annähernd so hoch,
wie er sein könnte. Ein Beleg dafür ist
das kurze Tauwetter unter Obama: Als
er das Embargo etwas gelockert hat,
kamen vieleTouristen, und Kuba ist auf-
geblüht, es herrschte eine ganz andere
Stimmung. Das hat Trump alles wieder
kaputtgemacht.

Amnesty International kritisiert die
massive Repression gegen Regime-
gegner und willkürliche Verhaftungen.
Gibt Ihnen das nicht zu denken?
Natürlich wäre es wünschbar, dass es so
etwas nicht gäbe. Aber man darf nicht
vergessen, dass Kuba seit Jahrzehnten
praktisch immer im Kriegszustand ist.

Da ist es normal, dass die Freiheiten
eingeschränkt sind. Das war bei uns in
der Schweiz während des ZweitenWelt-
kriegs auch so.

Dieser Vergleich hinkt.
Warum? Bei uns wurden auch Leute er-
schossen,weil sie mit den Nazis kollabo-
riert hatten. Aus Sicht der kubanischen
Regierung sind Leute, die sich von den
Amerikanern bezahlen lassen, ebenfalls
Verräter. Ein kubanischerAussenminis-
ter hat mir einmal gesagt, dass sie das
politische System viel mehr öffnen wür-
den, wenn sie nicht dauernd den ame-
rikanischenAttacken ausgesetzt wären.

Wurden Sie bei Ihrem jüngsten Besuch
vom Regime abgeschirmt, oder hat-
ten Sie auch Kontakt mit der einfachen
Bevölkerung?
Ich hatte noch nie Probleme, mit der
Bevölkerung in Kontakt zu treten, und
das war auch dieses Mal nicht anders.
Kuba ist nicht wie einst die DDR. Die
Leute sprechen offen über Politik.Man-
che sagten mir, dass die Lage so beschis-
sen sei, dass es auch mit einer Invasion
der Amerikaner nicht mehr schlechter

kommen könne.Andere sagten, sie woll-
ten nicht wieder das Bordell der USA
werden und sich von den Amerikanern
herumkommandieren lassen,wie dies so
lange der Fall war in der kubanischen
Geschichte. Ich sympathisiere natürlich
eher mit der zweiten Haltung.

Glauben Sie, dass sich das sozialistische
Regime halten kann?
Ich bin mit einem schweren Herzen ab-
gereist. Kuba hat uns schon so oft über-
rascht, da liegt meine Hoffnung. Aber
nun ist der amerikanische Druck gewal-
tig geworden, weil Trump genau weiss,
dass die Insel nicht mehr lange so er-
pressbar bleibt. Denn dank den chine-
sischen Sonnenkollektoren könnte sich
Kuba in ein paar Jahren aus dem ener-
getischenWürgegriff der USA befreien.
Wenn diese nun ernst machen, wird es
für die kubanische Regierung fast un-
möglich, sich zu halten. Und damit sind
die noch verbliebenen Errungenschaf-
ten im Gesundheitswesen oder in der
Bildung in Gefahr.

Interview: Simon Hehli
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«Der amerikanische
Druck ist gewaltig
geworden, weil Trump
genau weiss, dass die
Insel nicht mehr lange
so erpressbar bleibt.»

Ende März kommt ein Schiff des «Nuestra América Convoy» in Havanna an. NORLYS PEREZ / REUTERS
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Initiative will Vielflieger zur Kasse bitten
Für jeden Kurzstreckenflug soll eine Gebühr von mindestens 30 Franken anfallen – sogar ein HSG-Professor engagiert sich dafür

DAVID VONPLON

Die Schweiz gilt als Volk von Bahn-
fahrern. Man könnte allerdings ebenso
gut sagen, dass sie ein Volk von Viel-
fliegern ist. Denn Schweizerinnen und
Schweizer legen deutlich mehr Kilo-
meter im Flugzeug zurück als im Zug:
gegen 10 000 Kilometer jährlich in der
Luft und rund 2500 Kilometer auf der
Schiene. Ein Kurztrip nach Barcelona,
London oder Kopenhagen ist für viele
längst zur Normalität geworden.

Wie sehr die Lust am Fliegen ge-
wachsen ist, zeigt auch die Statistik: 2025
verzeichneten die Flughäfen Zürich,
Genf und Basel im Linien- und Char-
terverkehr zusammen 60 Millionen an-
kommende und abfliegende Passagiere.
Das sind 4 Prozent mehr als im Vorjahr
und ein neuer Rekord. Sogar die Werte
von vor der Corona-Pandemie sind da-
mit übertroffen.

Die grösste CO2-Schleuder

Die boomende Fliegerei hat indes eine
Schattenseite. Der Luftverkehr gehört
zu den klimaschädlichsten Formen der
Mobilität.Laut demBundesamt fürUm-
welt verursachte der Flugverkehr 2023
gut 5 Millionen Tonnen CO2. Das ent-
spricht 11 Prozent der gesamten Schwei-
zer Treibhausgasemissionen. Da die
Emissionen des Flugverkehrs in grosser
Höhe anfallen, ist ihre schädlicheKlima-
wirkung gemäss wissenschaftlichen Er-
kenntnissen bis zu dreimal höher.

Der Bundesrat kam aus diesem
Grund 2019 zum Schluss, dass der An-
teil des Flugverkehrs an den Emissio-
nen rund 27 Prozent beträgt. Das ist
mehr, als jeder andere Sektor in der
Schweiz ausstösst. Dieser Anteil dürfte
in den kommenden Jahren noch steigen.
Denn weder geht der Flugverkehr zu-
rück, noch zeichnet sich durch nachhal-
tige Treibstoffe bald eine substanzielle
Entlastung ab.

Den Flugverkehr ins Visier nehmen
will deshalb nun ein neues Volksbegeh-
ren, für das ab Ende April Unterschrif-
ten gesammelt werden. Die Kernfor-
derung der Initiative: Die Schweiz soll
eine Abgabe auf Flugtickets einführen.
Für Kurzstreckenflüge soll diese pro Ti-
cket mindestens 30 Franken betragen,
für Langstreckenflüge gemäss Verursa-
cherprinzip mehr. Für Flüge mit Privat-
jets soll eine Gebühr von mindestens
500 Franken anfallen. Die Einnahmen
aus derAbgabe – gemäss den Initianten
jährlich rund 1,5 Milliarden Franken –
sollen mehrheitlich an die Bevölkerung
zurückfliessen und zugleich den öffent-
lichen Verkehr stärken.

Lanciert hat die Mobilitätsbon-Ini-
tiative der Verein Umverkehr, der sich
für eine ökologische Verkehrspolitik
einsetzt. Dessen Co-Präsidentin, die

grüne Nationalrätin Franziska Ryser,
sagt: «Der Flugverkehr ist heute für
den grössten Anteil des Klimaeffekts in
der Schweiz verantwortlich. Es braucht
darum neue Massnahmen, um eine
grundlegende Korrektur herbeizufüh-
ren.» Schliesslich stehe auch der Flug-
verkehr in der Pflicht, seine Emissionen
bis 2050 auf netto null zu senken.

Ryser kritisiert,dass dasFliegenheute
vom Staat begünstigt werde, da weder

eine Mineralölsteuer noch die Mehr-
wertsteuer auf Kerosin erhoben wür-
den. «Während im Schienenverkehr die
Preise angehobenwerden,wirdderFlug-
verkehr künstlich verbilligt.Mit derEin-
führungderFlugticketabgabewollenwir
diese Marktverzerrung beseitigen.»

Laut Ryser profitierten ungefähr
90 Prozent der Bevölkerung finanziell

von der Erhebung der Abgabe: Ge-
mäss Initiative sollen mindestens zwei
Drittel der Einnahmen – etwa eine Mil-
liarde Franken – direkt ausbezahlt wer-
den.Damit erhielte jede Person pro Jahr
110 Franken in Form von Gutscheinen
für Bahn und Bus. Das verbleibende
Drittel – rund 400 bis 500 Millionen
Franken – soll mehrheitlich in den inter-
nationalenBahnverkehr fliessen,etwa in
den Ausbau der Infrastruktur, ins Roll-
material oder in Betriebsbeiträge.

Für eine vierköpfige Familie, die ein-
mal im Jahr nach Mallorca in die Ferien
fliegt,würde die Rechnung aus Sicht der
Initianten trotzdemaufgehen:Siemüsste
zwar viermal 30 Franken für die Flug-
ticketabgabe bezahlen, erhielte jedoch
vier Mobilitätsgutscheine von je 110
Franken. «Unter dem Strich resultiert
für den Haushalt ein Plus von 320 Fran-
kenpro Jahr»,sagtRyser.DasNachsehen
hätten dagegen jene 10 Prozent,die sehr
viel fliegen – beruflich oder privat.

Die Initianten stützen sich bei die-
sen Berechnungen auf Zahlen des Bun-
des, der 2021 mit dem CO2-Gesetz eine
Flugticketabgabe in ähnlicher Höhe ein-
führen wollte.DieVorlage scheiterte da-
mals knapp an der Urne. Gemäss den
Nachwahlbefragungen zählte die Flug-
ticketabgabe jedoch nicht zu denHaupt-
gründen für dieAblehnung. Eine reprä-
sentative Umfrage von GfS Bern ergab

ein Jahr nach der Abstimmung, dass
rund 70 Prozent der Bevölkerung eine
Flugticketabgabe befürwortet hätten.

Im Parlament waren Vorstösse für
eine Flugticketabgabe oder eine Be-
steuerung von Kerosin stets chancenlos.
Namentlich Verkehrsminister Albert
Rösti lehnt eine solche Abgabe ab. Er
befürchtet, dass Schweizer Fluggesell-
schaften gegenüber der ausländischen
Konkurrenz benachteiligt würden, falls
die Schweiz imAlleingang solche Mass-
nahmen einführte.Der Bundesrat orien-
tiert sich an der EU: Seit 2025 gilt eine
Beimischpflicht für nachhaltige Treib-
stoffe.DerenAnteil soll bis 2050 schritt-
weise von heute 2 auf 70 Prozent erhöht
werden. Auch das werde sich nach und
nach auf die Ticketpreise auswirken,
argumentiert Rösti.

«Ein urliberales Anliegen»

Für die Initiative engagieren sich neben
dem Verein Umverkehr, dem Ver-
kehrsclub der Schweiz sowie SP und
Grüne auch Exponenten, die nicht aus
dem links-grünen Lager stammen. Im
Komitee sitzen etwa die Mitte-Natio-
nalrätin Priska Wismer-Felder und die
GLP-Nationalrätin Kathrin Bertschy.
Auch Rolf Wüstenhagen, Professor für
Management erneuerbarer Energien an
der Universität St. Gallen, unterstützt

das Volksbegehren. «Beim Fliegen sind
die Auswirkungen auf Klima und Um-
welt heute nicht eingepreist», sagt der
Ökonom. «Mit der Abgabe wird Kos-
tenwahrheit hergestellt. Das ist ein ur-
liberales Anliegen.»

Wie gross die Lenkungswirkung
einer solchen Abgabe wäre, hängt laut
Wüstenhagen stark davon ab, wie das
Parlament die Initiative konkret aus-
gestaltet. Im Initiativtext seien ledig-
lich Mindesthöhen für die Abgabe fest-
gelegt. Tendenziell gelte: Je höher die
Abgabe angesetzt werde, desto grösser
sei der Klimaeffekt.

Für das gescheiterte CO2-Gesetz be-
rechnete der ETH-Professor Philippe
Thalmann 2021 in einer Studie,wie stark
sich die Treibhausgasemissionen durch
die Einführung einer Flugticketabgabe
reduzieren liessen. Er kam zu dem
Schluss, dass sich die Passagierzahlen um
bis zu 21 Prozent verringern liessen,was
eine Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen um 16 Prozent bewirken würde.

Eine starke Wirkung

«Das ist ein beträchtlicher Klimaeffekt
für eine einzelne Massnahme», betont
Wüstenhagen. «Im Mobilitätsbereich
gibt es kaum eine andere Einzelmass-
nahme, die eine so starke Wirkung ent-
faltet.» Würde zudem ein Teil der Ein-
nahmen in den Ausbau des internatio-
nalen Schienenverkehrs investiert, stie-
gen lautWüstenhagen die Chancen, dass
mehr Passagiere vom Flugzeug auf die
Bahn umstiegen. «Die hohe Auslastung
der Züge von Zürich nach Paris zeigt,
dass die Bahn eine Alternative zum
Flugzeug sein kann.»

Wie hoch die Abgabe angesetzt wer-
den müsste, um die realen Klimakos-
ten des Fliegens abzubilden, ist in der
Forschung umstritten. Je nachdem, wie
stark künftige Klimaschäden diskon-
tiert werden, variieren die Schätzun-
gen deutlich. Im EU-Emissionshandel
beträgt der Preis pro Tonne CO2 der-
zeit etwa 70 Franken.Aktuelle US-Stu-
dien hingegen veranschlagen die gesell-
schaftlichen Kosten pro Tonne auf 145
bis 220 Franken. Für einen Hin- und
Rückflug von Zürich nach London in
der Economyklasse – bei dem der CO2-
Ausstoss pro Passagier laut Myclimate
0,42 Tonnen beträgt – müsste die Ab-
gabe je nach Berechnung rund 30 Fran-
ken oder 60 bis 90 Franken betragen.

Fliegen sei in den vergangenen Jah-
ren für viele Menschen zur Selbstver-
ständlichkeit geworden, sagt Wüsten-
hagen. Die Mobilitätsbon-Initiative
könne deshalb nicht nur eine Lenkungs-
wirkung entfalten, sondern auch das
Problembewusstsein schärfen. In einer
Zeit, in der die Internationale Energie-
agentur vor einer Treibstoffknappheit
warne, gelte das erst recht.

Hochbetrieb am Flughafen Zürich. 2025 wurden 32,6 Millionen Passagiere abgefertigt, ein neuer Rekord. ENNIO LEANZA / KEYSTONE

Die Münzen und Noten
bewegen auch Liechtenstein
Eine Volksinitiative will das Recht auf Barzahlung im Fürstentum gesetzlich verankern

GÜNTHER MEIER, VADUZ

«No credit card – cash only», steht am
Eingang eines kleinen Restaurants in
Vaduz. Solche Hinweise sind selten: In
denmeisten Gastrobetrieben und Läden
in Liechtenstein können Rechnungen
mit Bargeld, Karte oder App beglichen
werden. Das Bargeld ist allerdings auch
hier auf dem Rückzug. Um zu verhin-
dern, dass dereinst nur noch digitale
Zahlungsformen möglich sind, haben
zwei Liechtensteiner eine Volksinitia-
tive mit dem Namen «Ja zu Bargeld»
gestartet. Sie will durch einen Zusatz im
Gesetz verankern, dass im Fürstentum
weiterhin mit Münzen und Banknoten
bezahlt werden kann.

Die Regierung prüft derzeit die Ver-
fassungsmässigkeit desVorstosses.Doch

die Unterschriftensammlung dürfte bald
beginnen.Und es gibt kaum Zweifel am
Erfolg der Volksinitiative, weder beim
Zusammentragen der erforderlichen
Unterschriftenzahl noch bei der an-
schliessenden Volksabstimmung.

Gegen eine Benachteiligung

Die Initiative ist nicht von einer Partei
oder einemWirtschaftsverband,sondern
von zwei Einzelpersonen lanciert wor-
den.SiewollendieVerdrängungdesBar-
geldes im Zahlungsverkehr verhindern
und erreichen,dassweiterhin jeder ohne
Nachteile mit Bargeld bezahlen kann.
Digitale Zahlungsmittel sollen von der
Gesetzesanpassung nicht betroffen sein.

Für die Initianten hat Bargeld viele
Vorteile gegenüber digitalen Zahlungs-

möglichkeiten. Münzen und Noten
funktionierten unabhängig von Strom,
Internet oder technischen Zahlungs-
systemen, zudem fielen beim Bezah-
len keine Gebühren an. Bargeld verhin-
dere ausserdem die Benachteiligung von
Menschen, die keinen Zugang zu digita-
len Angeboten hätten oder solche nicht
nützen möchten. Nicht zuletzt schütze
Bargeld vor drohenden Schuldenfallen:
«Was ich nicht im Portemonnaie habe,
kann ich nicht ausgeben!»

Die Initianten wollen Dienstleister
aber nicht nur zur Annahme von Bar-
geld verpflichten, sondern fordern auch
einen Schutz vor Missbrauch. Die An-
nahmepflicht solle nur gelten, wenn
«kein grobes Missverhältnis» zwischen
dem Nennwert der Banknote und dem
Zahlungsbetrag bestehe, das die Rück-

gabe von Wechselgeld unzumutbar ma-
che. Mit diesem Kriterium wollen sie
dem Gebrauch von Bargeld eine pra-
xisnahe Grenze setzen. Dies wiederum
schaffe Rechtssicherheit und sichere
gleichzeitig die Bargeldannahme ab.

Das Land ohne eigene Währung

Geändert werden soll das Gesetz über
die Einführung der Frankenwährung,
das 1924 nach demZollvertrag Schweiz -
Liechtenstein in Kraft trat. Der Schwei-
zerfranken ersetzte damals die entwer-
tete österreichischeKrone undwurde als
einzige gesetzliche Landeswährung fest-
gelegt. Liechtenstein durfte zwar auch
eigeneMünzen prägen.Doch bald schon
befürchteten Nationalbank und Bundes-
rat, die Silbermünzen aus dem Fürsten-

tum könnten in den ganzen Franken-
raum vordringen. Die Schweiz drängte
auf eine Vereinbarung, womit das Fürs-
tentum nur noch Goldmünzen heraus-
geben durfte und die Silbermünzen aus
demVerkehr ziehen musste.

Liechtenstein, das Land ohne eigene
Währung, hatte den Franken zwar mit
Zustimmungder Schweiz,aber ohneAb-
kommeneingeführt.Jahrzehnte funktio-
nierte dieVerbindungLiechtensteinsmit
demWährungsgebiet problemlos. Doch
in den 1960er Jahren geriet Liechten-
stein durch die Einstufung als Wäh-
rungsausland unter Druck. Erst 1981
beendete derWährungsvertrag dieAus-
einandersetzungen: Liechtenstein be-
hielt die Währungshoheit, verpflichtete
sich aber, die währungspolitischen Vor-
schriften der Schweiz zu übernehmen.

Mindestens zwei Drittel
der Einnahmen
sollen in Form
von Gutscheinen
für Bahn und Bus
im Volk verteilt werden.


